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Allgemeines

Dieses Merkblatt soll vor allem angehenden Exportunternehmen erste Hinweise geben und
erhebt keinen Anspruch auf Vollstéandigkeit. Ein Beratungsgesprach bei der IHK oder eine
Information von der Zollverwaltung kann das Merkblatt nicht ersetzen.

1. Die geschaftsmaRigen Voraussetzungen fur ein Exportgeschaft

. Eine Gewerbeanmeldung beim zustdndigen Ordnungs- bzw. Gewerbeamt der Stadt
oder Gemeinde.

. Je nach GréRRenordnung des Unternehmens ist eine Eintragung ins Handelsregister bei
dem zustandigen Amtsgericht erforderlich. Diese ist Uber einen Notar zu veranlassen.

o Gewerbebetreibende aus DrittlAndern benétigen eine Aufenthaltsgenehmigung fir
Deutschland, die eine selbstéandige gewerbliche Tatigkeit ausdriicklich zulasst.

. Jedes Unternehmen, das Exporte oder Importe beim Zoll anmeldet, bendtigt eine EORI-
Nummer, die beim Informations- und Wissensmanagement IWM Zoll in Dresden
beantragt werden muss.



2. EORI Nummer

Der Begriff ,EORI-Nummer® steht flr: Economic Operators” Registration and Identification
number - Nummer zur Registrierung und Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten. Die
Pflicht zur Angabe der EORI-Nummer besteht bereits ab dem ersten Export- oder
Importvorgang. Die EORI-Nummer erhalten Sie auf Antrag vom Informations- und
Wissensmanagement (IWM) Zoll, Telefax 0351 44834-444, Telefon 0351 44834-520. Das
Antragsformular ist unter http://www.zoll.de zu finden.

Zolltarifnummer / statistische Warennummer

Um Einfuhrbestimmungen fir einzelne Waren ermitteln zu kénnen, muss die statistische
Warennummer / Zolltarifnummer bekannt sein. Anhand dieser statistischen Warennummern
sind besondere Im-und Exportvorschriften festgelegt. Sie ist Grundlage fir alle weiteren
Entscheidungen und MalBhahmen im Rahmen der Zollbehandlung. Sie kann anhand des
,Warenverzeichnisses flir die Aulenhandelsstatistik ermittelt werden.

Das Warenverzeichnis kann beim Deutschen Statistischen Bundesamt (Destatis) bestellt
oder kostenlos online unter: http://www.destatis.de eingesehen werden.

Auf der Internetseite des Zolls steht unter: http://www.ezt-online.de ebenfalls eine Online-
Version des statistischen Warenverzeichnisses zur Verfligung.

Unverbindliche Zolltarifauskiinfte und Hilfestellung bei der korrekten Eintarifierung von Ware
erhalten Unternehmen beim Informations- und Wissensmanagement Zoll in Dresden,
Auskunft fir Unternehmen: Tel: 035144834-520, Fax 0351 44834-590,
info.gewerblich@zoll.de

Die statistische Warennummer ist zudem bei der Zollanmeldung anzugeben.

Lieferbedingungen

Bei einem Handelsgeschaft mit Drittlandern fallen Kosten und Risiken an (Transport,
Versicherung, Zoll), deren Aufteilung zwischen dem Exporteur und dem ausléndischen
Importeur vorab geregelt werden muss. Diese Lieferbedingungen werden haufig durch die
INCOTERMS (Informationen unter www.iccgermany.de) international standardisiert.

Zahlungsbedingungen

Die Zahlungsbedingungen reichen von der Vorkasse bis zu einer Rechnung mit
langfristigem Zahlungsziel. Im Interesse des deutschen Importeurs liegt oft ein mdglichst
langfristiges Zahlungsziel. Akkreditive oder Zahlung gegen Dokumente sind ebenfalls
moglich. Weitere Moglichkeiten sollten im Vorfeld mit der Hausbank besprochen werden.

Risikoabsicherung

Die wirtschaftlichen und politischen Risiken von Exportgeschéaften sind nie ganz
auszuschlie3en. Forderungsausfalle durch Insolvenzen auslandischer Kunden bedeuten
eine standige Bedrohung fur den Ertrag und die Liquiditét, insbesondere in schwierigen
Konjunkturphasen. Unter bestimmten Voraussetzungen kénnen derartige Risiken durch
staatliche Ausfuhrbirgschaften und Ausfuhrgarantien tber die Allianz Trade abgedeckt
werden. Auskunft erteilt die Allianz Trade, Tel.: +49 40 8834 3536, E-Mail: info.de @allianz-
trade.com.

UN-Kaufrecht

Speziell fur den internationalen Warenverkehr wurde das UN-Kaufrecht geschaffen. Es gilt
haufig auch ohne besondere Vereinbarung und kann eine gemeinsame Basis fiir den
Vertragspartner bilden. Einzelne Bestandteile kbnnen abgeéndert werden. Das UN-
Kaufrecht liegt in allen wichtigen Handelssprachen vor. Inhalte und Folgen sollten den
Handelspartnern bekannt sein.


http://www.zoll.de/
http://www.destatis.de/
https://auskunft.ezt-online.de/
mailto:info.gewerblich@zoll.de
https://www.iccgermany.de/
mailto:info.de@allianz-trade.com
mailto:info.de@allianz-trade.com

Extrahandel (= Handel mit LAndern aul3erhalb der EU)
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Ausfuhranmeldung

Ausfuhrware ist seit dem 01.07.2009 mit der elektronischen Ausfuhranmeldung zur Ausfuhr
im ,ATLAS"-System der Zollverwaltung anzumelden. Es bestehen folgende Mdéglichkeiten
die Daten elektronisch in ATLAS zu erfassen:

e Einschaltung eines Zollbiros als Vertreter, das die Dokumente erstellt und die
elektronische Kommunikation mit der Zollverwaltung tbernimmt (sogenannte
Vertreterlésung). Vollstandige Auslagerung der Tatigkeit, nicht aber der
Verantwortung.

e Nutzung der Internetzollanmeldung (Plus) der Zollverwaltung (mit Elster-
Zertifikat). www.internetzollanmeldung.de

¢ Nutzung einer Online-L6sung. Das exportierende Unternehmen nutzt zur Erstellung
der Ausfuhranmeldung einen Online-Zugang eines Rechenzentrums.

o Kauf eigener Software im Rahmen von Inhouse-Ldsungen.

Die Ausfuhranmeldung muss fir jede Warensendung ab 1000 Euro oder einem Gewicht ab
1000kg elektronisch gegentber dem Zoll abgegeben werden. Von der Ausfuhrzollstelle
(Binnenzollamt) erhalt der Ausfihrer nach Bewilligung der Ausfuhr das
Ausfuhrbegleitdokument (ABD), das die Warensendung zur Ausgangszollstelle
(Grenzzollamt) begleitet. Nachdem die Ware die EU-Aul3engrenze Uberschritten hat, erhalt
der Ausfuhrer einen Ausgangsvermerk vom Zoll als Nachweis Uber die Ausfuhr (auch
wichtig fur Umsatzsteuerzwecke).

Bei einem Warenwert bis 1000 Euro (oder 1000 kg) kann die Ausfuhranmeldung mindlich
an der Grenzzollstelle gegentiber dem Zoll abgegeben werden (Ausnahme: Lieferung nach
Iran). Es ist seitens der EU im Gesprach, dass diese Vereinfachung zukinftig entfallen soll.
In dem Fall missten dann alle Warensendungen schriftlich/elektronisch angemeldet
werden.

(Achtung! Wer zum ersten Mal eine Zollanmeldung ausfillt, bendtigt Zeit.)

Néahere Informationen zur Ausfuhranmeldung sind hier erhaltlich.

Elektronische Vorabanmeldungen bei der Ein- und Ausfuhr

Seit 1. Januar 2011 sind elektronische Vorabanmeldungen von Ein- und Ausfuhren (auch
Eingangs-SumA/ESumA genannt) Pflicht. Exporteure decken i.d.R. bereits mit der ATLAS-
Ausfuhranmeldung alle erforderlichen Daten fiir die Vorabanmeldungen ab. Die
Meldefristen missen eingehalten werden. Praktische Anwendungen bei der Ausfuhr sind
nach Angaben des Bundesfinanzministeriums:

» Wiederausfuhr von Waren aus Freizonen und der voribergehenden Verwahrung (sofern
die Waren an der Ausgangszollstelle verwahrt werden),

» Beférderungen innerhalb der EU Uber ein Zollgebiet aul3erhalb der EU (ausgenommen
sind Beférderungen uber Norwegen und die Schweiz).

Né&here Informationen

Verbote und Beschrankungen, Genehmigungspflichten

Bei jedem Export - auch bei voribergehenden Ausfuhren und Lieferungen innerhalb der EU
- sind die geltenden Exportkontrollbestimmungen zu bericksichtigen.

Die vom Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) herausgegebene
Kurzdarstellung der Exportkontrolle sowie Einstieg in die Exportkontrolle bieten einen
Uberblick tiber die geltenden Ausfuhrbeschrankungen, die derzeit bestehenden
Embargoregelungen sowie die Grundziige des Antrags- und Genehmigungsverfahrens.
BAFA Merkblatt Exportkontrolle



https://www.ausfuhrplus.internetzollanmeldung.de/
http://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Zoelle/ATLAS/ATLAS-Allgemein/Grundlegende-Informationen/grundlegende-informationen.html
https://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Zoelle/Zollanmeldung/zollanmeldung_node.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Aussenwirtschaft/afk_merkblatt_exportkontrolle_bafa.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Aussenwirtschaft/afk_merkblatt_exportkontrolle_bafa.html
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Die Prifung einer Ware auf Ausfuhrgenehmigungspflicht nach der Ausfuhrliste kann z.T.
nur mit technischem Sachverstand erfolgen. Eine Einreihungshilfe in die Ausfuhrliste gibt
das Umschlisselungsverzeichnis, in dem nach dem bekannten Schema des
Warenverzeichnisses flr die AuRenhandelsstatistik auf die Ausfuhrlistennummern
verwiesen wird. Nahere Informationen

Personenbezogene Embargomalinahmen: Neben Embargos, die sich gegen bestimmte
Lander richten, gibt es auch restriktive Mal3nahmen zur Bekampfung des Terrorismus in
Form von personenbezogenen, lAnderunabhangigen Embargos. Diese
Maflinahmen/Finanzsanktionen, richten sich gegen einzelne Personen, Einrichtungen,
Unternehmen oder Organisationen. Zur Einhaltung dieser Malinahme wurden und werden
laufend geéanderte Namenslisten der betroffenen Personen und Organisationen
veroffentlicht. Es besteht ein Bereitstellungsverbot fur Empfanger, die in einer der
Sanktionslisten genannt sind. Es ist damit verboten, Finanzmittel und/oder wirtschaftliche
Ressourcen und/oder technische Hilfe an die betroffenen Personen zur Verfiigung zu
stellen. Die direkte oder indirekte Lieferung oder Bereitstellung von
Finanzmitteln/wirtschaftlichen Ressourcen ist dann untersagt. Nahere Informationen
Zustandig fur die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung ist das Bundesamt fur Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA), Frankfurter Stral3e 29-35, 65760 Eschborn, Tel.: (06196) 908-0

Einfuhrvorschriften des Bestimmungslandes

Fur einen erfolgreichen Export mit anschlieendem Import ins Drittland sind Informationen
Uber die Einfuhrvorschriften des Bestimmungslandes unerlasslich. Sprechen Sie hierzu
immer mit ihrem Kunden im Zielland und ihrem Spediteur. Der Importeur im
Bestimmungsland sollte nach Mdglichkeit angeben, welche Dokumente fir die
Einfuhrabfertigung erforderlich sind. Besonderheiten sind auch als unverbindliche
Vorabinformation bei der IHK zu erfragen. Nachschlagewerke mit Fachinformationen (z.B.
die Konsulats- und Mustervorschriften) informieren z.B. Gber

¢ Handelsrechnung (ggf. mit Beglaubigung durch die IHK bzw. mit konsularischen
Vermerken);

e nichtpraferenziellen Ursprungsnachweises in Form eines Ursprungszeugnisses, das
von der IHK ausgestellt wird;

e praferenziellen Ursprungsnachweises (z.B. EUR 1 oder entsprechende Erklarung auf der
Rechung), dient als Nachweis, dass die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme einer
Zollfreiheiten erflllt sind. Siehe auch Punkt 12.

e Eventuell notwendige weitere Unterlagen wie Zertifikate etc.

Welche Einfuhrabgaben sind im Bestimmungsland zu entrichten?

Die EU hat mit verschiedenen Landern Praferenzabkommen/Freiverkehrsabkommen
abgeschlossen, die bei der Einfuhr in das jeweilige Land ZollermafRigungen ermaéglichen.
Daflr muss ein korrekter Praferenznachweis, also eine Warenverkehrsbescheinigung EUR
1/ ATR oder eine Praferenzursprungserklarung vorgelegt werden. Zu den
Abkommenslandern und den Vorgaben finden sie alles unter www.wup.zoll.de

Bei allen anderen Landern fallen die dort Ublichen Zollsatze und andere Einfuhrabgaben
(Steuern, ggf. Gebiihren) an. Diese kdnnen zum Beispiel bei der IHK oder in der EU
Datenbank Access2Markets als unverbindliche Vorabinformation in Erfahrung gebracht
werden.

Vorubergehende Ausfuhr

Die vorubergehende Verwendung von bestimmten Waren im Ausland (Drittland) ist im
Rahmen des internationalen Handels tagliche Praxis. Betroffen sind haufig
Berufsausristungen aller Art, Warenmuster, Ausstellungsgut und &hnliche Waren. Bei der
Einfuhr von Waren in ein Drittland mit anschlielRender voriibergehender Verwendung, ist fur
eventuell entstehende Einfuhrabgaben eine Sicherheit zu leisten, die bei der Ausfuhr von

-4 -


https://www.bafa.de/DE/Aussenwirtschaft/Ausfuhrkontrolle/Gueterlisten/gueterlisten_node.html
https://www.bafa.de/DE/Aussenwirtschaft/Ausfuhrkontrolle/Embargos/embargos_node.html
http://wup.zoll.de/
https://trade.ec.europa.eu/access-to-markets/de/content
https://trade.ec.europa.eu/access-to-markets/de/content
https://trade.ec.europa.eu/access-to-markets/de/content
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den Zollbehérden des Drittlandes wieder zuriickerstattet wird (ggf. wird ein bestimmter
Prozentsatz der Sicherheitsleistung einbehalten). In der Regel wird die Ware mit einer
Proformarechnung, auf der die Warenpositionen, der Warenwert zu Zollzwecken und der
Verwendungszweck angegeben sind, ins Ausland versendet. Als Nachweis fur die
.Ruckwareneigenschaft* (fir die Wiedereinfuhr in die EU), lasst sich das Unternehmen bei
der Ausreise aus der EU vom Zoll das Formular INF 3 bescheinigen. Dieses Formular wird
bei der Wiedereinfuhr in die EU dem Zoll zum Nachweis der Riickwareneigenschatft
vorgelegt. Eine Ausfuhranmeldung ist erforderlich.

Alternativ kann flr die voribergehende Ausfuhr auch das ,Carnet A.T.A.“ verwendet
werden. Vorteile sind zum Beispiel eine zugige Grenzabfertigung, der teilweise Wegfall der
Ublichen Ausfuhrdokumente (z.B. Ausfuhranmeldung) und je nach Zielland ist eine
mehrmalige Benutzung des Carnets im Glltigkeitszeitraum von i.d.R. einem Jahr mdglich.
Anstelle einer Hinterlegung von Sicherheiten an der Grenze tritt eine Burgschaft der
Kammerorganisation.

Wer zum ersten Mal ein Carnet beantragt, sollte ausreichend Vorlaufzeit einplanen und sich
vorab bei der Kammer tiber Besonderheiten und Verfahrensablauf informieren.

Holzverpackungen

Holzverpackungen kénnen Schéadlinge einschleppen. Daher sind beim Export von
Holzverpackungen in zahlreichen Landern besondere Vorschriften zu beachten. Die
einzelstaatlichen Vorschriften werden schrittweise durch einen internationalen Standard zur
Behandlung von Holzverpackungen ersetzt. Dies erfolgt auf Basis eines IPPC-Standards
(ISPM Nr. 15). Dieser schreibt fest, in welcher Form Holzpackmittel aus Vollholz (Paletten,
Kisten, Stauholz u.a.) behandelt sein missen, damit sie dauerhaft vor Schadlingsbefall
geschitzt sind (Begasung (nicht in Deutschland), Hitzebehandlung). Auch beim Import von
Holzverpackungen in die Europaische Union muss der Standard ISPM Nr. 15 eingehalten
werden.

Das Julius Kuhn-Institut und die International Plant Protection Convention (IPPC) haben
weitere Informationen zu diesem Thema zusammengestellt.

Kontakt: Landesbetrieb Wald und Holz NRW, SP Waldschutzmanagement, Steinmdllerallee
13, 51643 Gummersbach, Tel.: 02261/7010-312, E-Mail: info@forstschutz.nrw.de, Internet:
https://www.wald-und-holz.nrw.de

Intrahandel (= Handel mit Léandern innerhalb der EU)

15.

Umsatzsteuerfreie innergemeinschaftliche Lieferungen

Allgemeine Voraussetzungen fir die Steuerfreiheit
Eine innergemeinschaftliche Lieferung ist regelmaRig von der Umsatzsteuer befreit. Hierzu
mussen folgende Voraussetzungen vorliegen:
o Der Unternehmer oder der Abnehmer hat die Ware in einen anderen Mitgliedstaat
der Europaischen Union (EU) befdrdert oder versendet.
o Der Abnehmer kann eine auslandische Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer (USt-
IdNr.) vorweisen.
Durch die Verwendung der USt-IdNr. dokumentiert der Abnehmer, dass er ein
Unternehmer ist, der die Ware fir sein Unternehmen erwirbt. Durch den Gebrauch einer
auslandischen USt-IdNr. dokumentiert er ferner, dass er in einem anderen EU-Mitgliedstaat
einen sogenannten innergemeinschatftlichen Erwerb versteuert.

Rechnung
Auf den Rechnungen fiir steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferungen mussen neben den
allgemein tblichen Angaben zusatzlich folgende Punkte vermerkt werden:
e Hinweis auf die Steuerbefreiung, zum Beispiel ,steuerfreie innergemeinschaftliche
Lieferung“ (zum Hinweis in den verschiedenen Landessprachen siehe Anhang)
e eigene USt-IdNr.


https://pflanzengesundheit.julius-kuehn.de/regelungen---ippc.html
mailto:info@forstschutz.nrw.de
https://www.wald-und-holz.nrw.de/ueber-uns/holzwirtschaft/import-und-export-von-holz/exportware-mit-verpackungsholz-in-nicht-eu-staaten
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o USt-IdNr. des Abnehmers, das heil3t des Vertragspartners
Die eigene USt-IdNr. und die USt-IdNr. des Abnehmers missen von unterschiedlichen
EU-Mitgliedstaaten ausgestellt worden sein.

Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer

Unternehmer kénnen die Erteilung einer USt-IdNr. schriftlich beim Bundeszentralamt fr
Steuern beantragen. Die Anschrift lautet: Bundeszentralamt fUr Steuern

Dienstsitz Saarlouis, Ahornweg 1-3, 66740 Saarlouis, Referat Q 6, Tel.: (0228) 406-1222,
Fax: (0228) 406-3801, -3753

Das Antragsformular kann auf der Internetseite des Bundeszentralamts fiir Steuern
(www.bzst.de) abgerufen werden. Die Erteilung einer USt-IdNr. kann auch im Rahmen einer
steuerlichen Neuaufnahme beim zusténdigen Finanzamt beantragt werden.

Der Lieferant ist verpflichtet, durch Belege nachzuweisen, dass die gelieferte Ware
tatsachlich in einen anderen EU-Mitgliedstaat gelangt ist. Hierbei unterscheidet das
Umsatzsteuerrecht zwischen der Beférderung und der Versendung der Ware. Uber die
maoglichen Beleghachweise informiert die IHK.

Intrahandelsstatistik

Zweck der Intrahandelsstatistik (Intrastat) bei innergemeinschaftlichen Lieferungen ist die
Erhebung von Daten lber den tatsachlichen Warenverkehr zwischen Deutschland und den
anderen EU-Mitgliedstaaten.

Die Intrahandelsstatistik verpflichtet grundséatzlich alle Marktteilnehmer, monatlich eine
Intrastat-Meldung abzugeben. Der Berichtszeitraum ist grundsétzlich der Kalendermonat, in
dem der innergemeinschaftliche Warenverkehr stattgefunden hat. Von der Meldepflicht sind
in Deutschland umsatzsteuerpflichtige Unternehmen befreit, deren Lieferungen in andere
EU-Mitgliedstaaten den Wert von 500 000 Euro im Vorjahr nicht tiberschritten haben. Wird
diese Wertgrenze erst im laufenden Kalenderjahr tberschritten, sind ab dem folgenden
Monat statistische Meldungen abzugeben.

Fur die Ubermittlung der Daten des Intrahandels an das Statistische Bundesamt ist bei
Lieferungen (Versendungen) der Intrastat-Vordruck ,N-Versendung“ zu verwenden, der
kostenlos beim Statistischen Bundesamt (Destatis) angefordert werden kann. Neben der
Meldung in Papierform bestehen verschiedene Moglichkeiten, die Intrastat-Meldung
elektronisch abzugeben.

Nahere Informationen zu den Meldeformen fir die Intrahandelsstatistik sowie ein
Bestellformular fiir die Vordrucke und eine Ausfiillanleitung finden Sie unter
http://www.destatis.de.

Zusammenfassende Meldungen

Zur Uberwachung der ordnungsgemalen Umsatzbesteuerung des innergemeinschaftlichen
Handels haben die Unternehmer neben der monatlichen Intrastat-Meldung vierteljahrlich
.<Zusammenfassende Meldungen® mit bestimmten Mindestdaten Uber die steuerfreien
innergemeinschattlichen Lieferungen abzugeben. Diese sind erforderlich, um auch weiterhin
eine ordnungsgemalie Besteuerung sicherzustellen und neben dem Steueraufkommen
auch die Wettbewerbsgleichheit fur die beteiligten Unternehmen zu sichern. Die Meldungen
sind seit dem 1. Januar 2007 elektronisch abzugeben beim Bundeszentralamt fir Steuern
(BZSt) - Dienstsitz Saarlouis-, Ahornweg 1-3, 66740 Saarlouis, Tel.: (06831) 456-0

Néhere Informationen zur Zusammenfassenden Meldung und der elektronischen Abgabe
finden Sie unter www.bzst.de.


file://///rz.bonn.ihk.de/IHK/International/Merkblätter/Export%20Import/2023/www.bzst.de
http://www.destatis.de/
http://www.bzst.de/

18. Verbringungs-Kontrollbestimmungen

Der Warenverkehr innerhalb der Union ist grundsatzlich frei. Dennoch gibt es Verbote oder
Genehmigungspflichten, z.B. bei Rustungsgutern oder bestimmten Dual-Use-Gitern. Zu
unterscheiden sind Genehmigungspflichten bei Verbringungen mit anschlieliendem
Endverbleib der Giter in der EU sowie Genehmigungspflichten bei Verbringungen mit
anschliel3ender Ausfuhr in Lander auf3erhalb der EU. Es besteht ein Bereitstellungsverbot
fur Empfanger (Person, Gruppe oder Organisation), die in einer der Sanktionslisten genannt
sind, welche von der EU zur Bekdmpfung des Terrorismus verdffentlicht wurde (Punkt 7).
Es ist damit verboten, Finanzmittel und/oder wirtschaftliche Ressourcen und/oder
technische Hilfe an die betroffenen Personen zur Verfligung zu stellen. Die direkte oder
indirekte Lieferung ist dann unabhéngig vom Bestimmungsland untersagt. Néhere
Informationen dazu finden Sie im Merkblatt des Bundesamtes fur Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) hier

Stand: November 2023

Hinweis: Dieses Merkblatt soll nur erste Hinweise geben und erhebt keinen Anspruch auf
Vollstandigkeit. Obwohl es mit gro3stmaoglicher Sorgfalt erstellt wurde, kann eine Haftung fir
die inhaltliche Richtigkeit nicht Ubernommen werden.

Bei weiteren Fragen wenden Sie sich bitte an:

Armin Heider, Tel;: 0228 2284-144, Fax: 0228 2284-225, Mail: heider@bonn.ihk.de

Bonner Talweg 17, 53113 Bonn, http://www.ihk-bonn.de/



https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Aussenwirtschaft/afk_merkblatt_exportkontrolle_bafa.html
mailto:armin.heider@bonn.ihk.de
http://www.ihk-bonn.de/

